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assen Sie mich zunächst zwei Vorb emer-
kungen machen .

Sie wissen aus der Ankündigung zu die ser Veran-
staltung, dass ich b eruflich in der »Zentralstelle für
Recht und Schutz der Kriegsdienstverweigerer aus
Gewissensgründen e .V. « arb eite . Die Zentralstelle
KDV wurde 1 9 5 7 gegründet, unmittelb ar nachdem
die Wehrpflicht in D eutschland eingeführt wurde .
Sie ist eine gemeinsame Einrichtung von 2 6 Orga-
nisationen, vom D eutschen Bunde sjugendring
üb er die Gewerkschafts-, Parteien- und kirchliche
Jugend bis hin zu Friedensorganisationen und den
Kriegsdienstverweigererverb änden . Sie tritt für
die uneingeschränkte Gewissensfreiheit für
Kriegsdienstverweigerer ein – einfacher ge sagt :
Sie tritt dafür ein, dass Kriegsdienstverweigerer
nicht schlechter b ehandelt werden als Wehrdienst-
leistende .

Kriegsdienstverweigerer hab en zum Militär
und zu militärischen Konfliktlö sungsansätzen eine
eindeutige Einstellung. Wir Kriegsdienstverweige-
rer meinen, dass man auf Militär verzichten kann
und dass es Möglichkeiten zur zivilen Konfliktlö-
sung gibt. Aber darum wird es heute Ab end nicht
gehen . E s geht heute Ab end au sdrücklich nicht um
die Frage , ob wir üb erhaupt Militär brauchen . E s
geht vielmehr darum, ob die Bunde swehr und ob
unsere Gesellschaft auf die Wehrpflicht angewie-
sen ist. I st in D eutschland Militär ohne Wehrpflicht
denkb ar? B enötigt das Militär die Wehrpflicht, um
demokratieverträglich organisiert zu sein?

Zweite Vorbemerkung: Wer die Wehrpflicht kri-
tisiert, steht leicht unter dem Verdacht, er wolle der
Entsolidarisierung das Wort reden, er wolle Karrie-
redenken und Eigennutz in den Vordergrund stel-
len . Ich selb st hab e Dienst im Rahmen der Wehr-
pflicht geleistet, nämlich Zivildienst, und die sen
freiwillig um zwei Monate verlängert. Meine Frau
und meine Kinder hab en ein Freiwillige s Soziales
Jahr bzw. vollzeitlich ehrenamtliche Arbeit in Pro-
j ekten gemacht. Mein Zivildienst hat mich in mei-
ner B erufsentscheidung ganz we sentlich b eein-
flusst. Ohne die damalige Weichenstellung durch
den Zivildienst würde ich heute diesen Vortrag
nicht halten . Persönlich hab e ich, hab en wir, nur
po sitive Erfahrungen damit gemacht, eine Zeit des
Leb ens in den Dienst der Gemeinschaft zu stellen .
Ich würde mir wünschen, dass alle Menschen dazu
b ereit wären, eine Zeit – vielleicht ein Jahr – ihres
Leb ens in den Dienst der Gemeinschaft zu stellen .
Mir hat das j edenfalls gut getan .

Soweit meine b eiden Vorbemerkungen .

Personalzusammensetzung
in der Bundeswehr

»Die Bundeswehr ist eine Wehrpflichtarmee«
heißt es immer wieder. D as sollten wir uns einmal
genauer ansehen . Die Bundeswehr umfasst
2 5 0 . 0 0 0 Soldatinnen und Soldaten . 1 9 5 . 0 0 0 sind
Zeit- und B erufssoldatinnen und -soldaten (rund
1 2 . 0 0 0 sind weiblich) . 2 5 . 0 0 0 sind Soldaten, die im
Durchschnitt für 2 1 Monate als freiwillige Wehr-
dienstleistende in der Bunde swehr sind . 3 0 . 0 0 0
leisten den Grundwehrdienst. Grundwehrdienst-
leistende ma-
chen einen An-
teil von 1 2 % au s .
8 8 % der Solda-
tinnen und Sol-
daten sind Frei-
willige . Ist die
Bundeswehr bei
diesen Verhält-
nissen no ch als

Wehrpflichtar-
mee zu b ezeich-
nen? Zutreffender ist es , von einer Freiwilligenar-
mee zu sprechen, mit einem eigentlich marginalen
Anteil an Wehrpflichtigen .

Wir reden heute Abend also über 1 2 % des Perso-
nals der Bundeswehr, üb er diej enigen, die auf
Grund der Wehrpflicht zum neunmonatigen
Grundwehrdienst einb erufen werden .

Grundwehrdienstleistende sind neun Monate
in der Bundeswehr. Sechs dieser neun Monate die-
nen der Ausbildung. In der Fachverwendung sind
sie dann no ch etwa drei Monate . Nur drei Monate
bleiben einem Grundwehrdienstleistenden, um
»echte« Aufgab en zu erfüllen . Nun wissen wir alle ,
dass Mitarbeiter, die drei Monate arb eiten, kaum ih-
re volle Leistungsfähigkeit erreichen können . B is
diese Mitarb eiter wissen, wie alle s funktioniert,
sind sie schon wieder weg. Echte , selb ständige Ar-
b eit können sie kaum erledigen . Rechnet man die
Arb eitsleistung der Wehrpflichtigen in die Gesamt-
arb eitsleistung der Bunde swehr ein, dann dürften
Grundwehrdienstleistende weniger als 5 % der
Leistung der Truppe erbringen . In zivilen Firmen
und Einrichtungen dürfte das etwa dem entspre-
chen, was auf Praktikantinnen und Praktikanten
und Au shilfen entfällt. Wir reden heute Ab end also
üb er 1 2 % der Bunde swehrangehörigen, die alles in
allem weniger als 5 % der gesamten Arb eitsleistung
der Bundeswehr erbringen .

Peter Tobiassen

Welchen Sinn hat die Wehrpflicht heute?
Eine umfassende Auseinandersetzung mit Pro-Wehrpflicht-Gründen
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b erinnen und B ewerber sind in dieser Zeit wohl
schon abge sprungen und längst in anderen Wirt-
schaftsbetrieb en eingestellt worden? Vor einigen
Tagen traf ich einen Wehrdienstb erater. Er erzählte
mir von einem Gremium, dem er angehörte und
das die Aufgab e hätte , die einzustellenden B ewer-
b er au szuwählen . Meist gäb e es zehn Stellen und 8 0
B ewerb er, die als geeignet getestet worden wären .
Minde stens 4 0 seien meist sehr gut geeignet, und
sie hätten dann die Aufgab e , 3 0 Menschen heraus-
zu suchen, die trotz b ester Eignung nicht genom-
men werden könnten . Auch wenn diese Zahlen
nicht ganz durch die Statistik gedeckt werden, so
spiegeln sie do ch das Empfinden eine s Wehrdienst-
b eraters wider: Wir hab en mehr als genug.

»Die Wehrpflichtarmee ist die intelligentere Ar-
mee« , lautet ein anderes Argument. Erst die üb er
die Wehrpflicht in die Truppe geholten Soldaten
hätten den richtigen B ildungsab schluss . Die weiter
ob en aufgeführten Zahlen üb er die Schulab schlüs-
se der Freiwilligenb ewerb erinnen und -b ewerb er
b elegen das Gegenteil . Selb st in der Bunde swehr
muss man offensichtlich gegen die ses Vorurteil an-
gehen . In einem B ericht de s B e auftragten für Per-
sonalgewinnung vom August 2 0 0 1 heißt es :

» Sp ätestens j etzt ist e s an der Zeit, die durch
nichts b egründeten, ab er offenb ar nicht auszurot-
tenden Vorurteile gegenüber den durch die Nach-
wuchsgewinnungszentren einge stellten Unge-
dienten endgültig aufzugeb en . «

5)

Eine andere Studie zeigt, dass die über die Nach-
wuchsgewinnungszentren einge stellten freiwilli-
gen Soldaten schneller die vorgesehenen Verwen-
dungen erreichen und in den Lehrgängen mit b es-
seren Ergebnissen ab schneiden als die aus dem
Grundwehrdienst übernommenen Zeitsoldaten .
Ich will j etzt nicht den Stab üb er einzelne Soldaten
brechen, die aus dem Wehrdienst heraus Zeit- und
B erufssoldaten geworden sind . Statistisch ge sehen
sind die anderen aber geeigneter.

D ass die Bundeswehr die Wehrpflicht braucht,
um den Nachwuchs für die Zeit- und B erufssolda-
ten zu gewinnen, lässt sich angesichts dieser Zah-
len j edenfalls nicht mehr b ehaupten . D er heutige
Ab end steht j a unter der Frage : Welchen Sinn hat
die Wehrpflicht heute ? Eine Antwort wissen wir
j etzt: Sie hat nicht – vielleicht auch : nicht mehr –
den Sinn, geeignete Soldatinnen und Soldaten für
die Bunde swehr zu gewinnen . D as geht üb er die
Nachwuchsgewinnungszentren b esser.

Wehrpflicht und Demokratie

Wenn e s um die Wehrpflicht geht, wird der ehe-
malige Bundespräsident Heuß immer wieder zi-
tiert, der als Mitglied de s Parlamentarischen Rate s

Wehrpflicht und Nachwuchsgewinnung

»Wir werden üb errannt von B ewerb ern« , sagte
der B efehlshab er des Heeresführungskommando s ,
Wolfgang Otto , im D ezemb er letzten Jahres der
D eutschen Pre sseagentur

1 )

. Knapp 2 2 . 0 0 0 Einstel-
lungen nimmt die Bunde swehr zurzeit pro Jahr vor.
7. 0 0 0 werden aus den Reihen der freiwillig Wehr-
dienstleistenden, einige auch aus den Reihen der
Grundwehrdienstleistenden gewonnen, 1 5 . 0 0 0
kommen über die Nachwuchsgewinnungsorgani-
sation . Für die knapp 2 . 0 0 0 Stellen der Offiziers-
laufb ahn b ewarb en sich im letzten Jahr 1 2 . 2 0 0 ge-
eignete Personen . Auf 1 . 5 0 0 zivile Ausbildungsplät-
ze b ewarb en sich 2 6 . 5 0 0 Männer und Frauen

2)

. Auf
die 1 4 . 70 0 freien
Stellen für Unterof-
fiziers- und M ann-
schaftsdienstgrade

de s Einstellungsj ah-
re s 2 0 0 5 kamen
37. 2 5 0 geeignete
B ewerber

3)

. Geeig-
net heißt, alle offensichtlichen Rambo s, Rechtsra-
dikalen und andere von vorne herein ungeeigne-
ten Personen sind in dieser Zahl schon gar nicht
mehr enthalten .

Auch andere Zahlen und B erichte sprechen für
sich . In einem B ericht de s Bunde sministeriums der
Verteidigung vom Janu ar 2 0 0 6 für den Verteidi-
gungsausschuss de s Bundestage s heißt e s :

» 2 0 0 5 hatten drei von vier eingeplanten B ewer-
berinnen und B ewerbern die Mittlere Reife o der ei-

nen höheren B il-
dungsab schlu ss . 70 %
die ser jungen Frauen
und M änner brachten
b ereits einen qualifi-
zierten B erufsab-
schluss mit. B ei den
eingeplanten B ewer-
b erinnen und B ewer-

ber für die Feldweb el-Laufb ahnen lag der Anteil
mit Schulab schlüssen Mittlere Reife , Fachho ch-
schulreife oder Abitur sogar bei 9 3 % . «

4)

Die Bunde swehr kann e s sich leisten, B ewerb er
im Durchschnitt drei Monate lang auf die Einla-
dung zu einem Vorstellungsgespräch warten zu las-
sen . Wie viele geeignete und interessierte B ewer-

1 ) »Bunde swehr wird vo n B ewerb ern üb errannt« , M itteld euts che
Z e itung vo m 07. 1 2 . 2 0 0 5

2 ) Z ahlen entno mmen aus : Bunde s minis terium der Verte idigung,
B ericht zur aktu ellen Lage de r N achwu chsgewinnung in der Bun-
de swehr – e rs tellt für d en Verte idigungs auss chus s de s D euts chen
Bunde stage s im J anu ar 2 0 0 6

3) Antwo rt der Bunde sregie rung vo m 1 0 . 0 2 . 2 0 0 6 auf die Kleine An-
frage der FDP-Fraktio n zur »N achwuchsl age b e i d er Bundeswehr« ,
Bunde stags dru cks ache 1 6/62 3 , S e ite 1

4) Bunde sminis terium de r Ve rteidigung, B e richt zur aktuellen Lage
de r N achwuchsgewinnung in der Bunde swehr – ers tellt für den
Ve rteidigungs aus s chuss d es D euts che n Bund es tage s im J anu ar
2 0 0 6 , S eite 5

1 0
I I / 2 0 0 6

5 ) Vo rtrag de s B e auftragten für Pe rs o nalgewinnung (mil) und Aus-
b ildungszus amme narb eit mit de r Wirts ch aft unter d er Üb er-
s chrift »Lage und Pe rs p ektiven d er Pers o nalgewinnung« vo m Au-
gust 2 0 0 1
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ge sagt hat : »Die Wehrpflicht ist das legitime Kind
der D emokratie« . D as war 1 9 49 . Im nächsten Jahr
wird die Bunde swehr in Feierstunden an die Ein-
führung der Wehrpflicht in D eutschland erinnern .
Ich könnte j etzt lästern : Warum wird ein 72 . Jahre s-
tag so gefeiert? Ich sehe Sie j etzt alle im Kopf nach-
rechnen : 2 0 07 vor 72 Jahren – das war doch 1 9 3 5 .
1 9 3 5 wurde die ses »legitime Kind der D emokratie«
in D eutschland eingeführt – von den Nazis ! Offen-
sichtlich hatte Heuß schon vier Jahre nach dem En-
de des Zweiten Weltkrieges verge ssen, dass Hitler
es war, der 1 9 3 5 die Wehrpflicht in D eutschland
eingeführt hatte . Mussolini, Franco und Stalin hat-
ten eb enfalls die Wehrpflicht – alle sind demokrati-
scher Umtrieb e völlig unverdächtig. Die angelsäch-
sischen D emokratien hingegen – England , Kanada
und die USA hab en die Wehrpflicht traditionell al-
lenfalls in Kriegszeiten . Wehrpflicht und D emokra-
tie hab en – historisch gesehen – nichts miteinan-
der zu tun . D ass es in D eutschland gelungen ist, die
Wehrpflicht demokratieverträglich zu etablieren,
das kann man als historische Leistung ansehen .
Ab er ansonsten ist – historisch ge sehen – die Wehr-
pflicht kaum eine demokratische Erfindung. Die
Bundeswehr will natürlich nicht den 72 . Jahre stag
feiern, sondern den 5 0 . 1 9 5 7 wurde in der Bunde s-
republik die Wehrpflicht no ch einmal eingeführt.

Ich mö chte die Frage »Wehrpflicht und D emo-
kratie« aber auch aktuell untersuchen . »Ohne
Wehrpflichtige wird die Bundeswehr zum Staat im
Staate« , ist immer wieder zu hören . Wehrpflichtige
trügen demokratische s B ewusstsein in die Bunde s-
wehr. Sicher sind hier einige aktive o der ehemalige
Zeit- und B erufssoldaten im Raum . Ich kann rheto-
risch fragen : Wären Sie ohne Wehrpflichtige keine
D emokraten? Wären Sie ohne Wehrpflichtige iso-
liert und würden den Anschluss an demokratische
Ge sinnung und Verhaltensweisen verlieren? Auf ei-
nem Parteitag der SPD hab e ich vor einiger Zeit die
Frage an die anwe senden Zeit- und B erufssoldaten
so formuliert : Hab en Wehrpflichtige Ihnen den
Weg in die Sozialdemokratie gezeigt?

Ich kann die Antwort auch selber geb en : Natür-
lich nicht. 1 2 % zwangsverpflichtete Laien werden
8 8 % freiwillige Profis nicht sub stanziell b eeinflu s-
sen können . D afür sind die politisch Verantwortli-
chen in Regierung und Parlament zuständig – der
ehemalige Verteidigungsminister Struck hat das in
einigen Fällen wie b ei General Günzel o der b ei Pro-
fe ssor Michael Wolffsohn j a selb st unter B eweis ge-
stellt. D er Wehrb e auftragte , die Innere Führung
und die Personalau swahl durch die Personalgewin-
nungszentren sind wichtige Elemente . D emokrati-
sche Kontrollinstrumente und die politische Füh-
rung der Bundeswehr sind wichtige Pfeiler, die au s-
geb aut und ge stärkt werden mü ssen . Die Wehr-
pflicht hat damit allerdings nichts zu tun .

D er Wehrbe auftragte des D eutschen Bundesta-
ge s b eob achtet mögliche demokratiefeindliche
und rechtsextremistische Umtrieb e in der Bunde s-
wehr sehr genau . In seinem gerade vorgelegtenJah-
re sbericht üb er das Jahr 2 0 0 5 heißt es :

»Insge samt meldete die Truppe im B erichtsj ahr
1 47 Beso ndere Vorko m m n isse mit Verdacht auf
rechtsextremistischen o der fremdenfeindlichen
Hintergrund . Nach Auswertung der Vorgänge han-
delte e s sich bei den Üb erführten o der no ch Ver-
dächtigten zu rund – 65 Prozent (2 0 04 : 6 3 %) um
Grundwehrdienstleistende und freiwillig länger
Wehrdienst Leistende , – 3 4 Prozent um Zeitsolda-
ten, – 1 Prozent um B erufssoldaten (2 0 04 zusam-
men : 37 %) . D avon entfielen auf die Dienstgrad-
gruppe der M annschaften rund 8 0 Prozent (73 %) ,
1 5 Prozent (2 2 %) auf Unteroffiziere und 5 Prozent
(5 %) auf Offiziere . «

6)

E s ist eindeutig : Die Zeit- und B erufssoldaten
müssen eher die Grundwehrdienstleistenden kon-
trollieren als umgekehrt, und die Offiziere eher auf
die Mannschaften aufp assen . Und wir alle mü ssen
immer und üb erall den Mut hab en, den braunen
Dumpfb acken klar und deutlich entgegenzutreten .

6) J ahresb e richt 2 0 0 5 , vo rgelegt am 14 . 0 3 . 2 0 0 6 , Bunde stags drucks a-
che 1 6/8 5 0 , S e ite 2 8
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Für die Frage nach dem Sinn der Wehrpflicht
gibt e s auch hier eine eindeutige Antwort : Die
Wehrpflichtigen tragen nicht die Verantwortung
dafür, ob die Offiziere eine demokratische Ge sin-
nung haben . Im Gegenteil : 2 2 % de s Personals ( 1 2 %
Grundwehrdienstleistende und 1 0 % freiwillig
Wehrdienstleistende) sind an zwei Dritteln der
rechtsextremistischen Vorfälle b eteiligt.

Wehrpflicht und Kosten der Bundeswehr

Mit der Äußerung »Eine Freiwilligenarmee ist
nicht b ezahlb ar« trifft man immer wieder auf offe-
ne Ohren . Wer will schon mehr Geld ausgeb en als
nötig . Vor einigen Tagen erst hat Verteidigungsmi-
nister Franz-Jo sef Jung in einem Interview gesagt :
»Hinzu kommt, dass mit einer aus Ko stengründen
notwendigerweise kleineren B erufsarmee die in-
ternational übernommenen Aufgab en nicht mehr
im bisherigen Umfang zu erfüllen wären . «

7)

Zwei Stichworte au s diesem S atz gilt es genau zu
untersuchen : »Ko stengründe« und »international
übernommene Aufgab en« . B eginnen wir mit dem
ersten Stichwort, mit den Ko sten .

Auf den ersten Blick ist e s mehr als plausib el : Ei-
ne Freiwilligenarmee muss do ch teurer sein als ei-
ne Wehrpflichtarmee . Schließlich b ekommen
Wehrpflichtige 3 0 0 oder 4 0 0 Euro Sold im Monat,
Zeitsoldaten ko sten ab er ein richtige s Gehalt, also
zwischen 4 . 0 0 0 bis 6 . 0 0 0 Euro Arb eitgeb erbrutto
pro Monat. B ei genauerer B etrachtung ergibt sich
ab er ein ganz anderes Bild . Ich hab e vorhin schon
au sgeführt, dass ein Wehrpflichtiger sechs seiner
neun Monate Dienstzeit ausgebildet wird und erst
in den letzten drei Monaten richtige Aufgaben der
Bunde swehr üb ernimmt. Ein Zeitsoldat ist zwangs-
läufig sehr viel effektiver. Für vergleichb are Aufga-
ben eines Wehrpflichtigen würde auch er sechs
Monate ausgebildet werden, anschließend ab er
nicht drei Monate , sondern zum B eispiel bei einer
vierj ährigen Verpflichtungszeit dreieinhalb Jahre
für die tatsächliche Arb eit zur Verfügung stehen . So
etwas muss natürlich in die B etrachtung einbezo-
gen werden . Die Ökonomen an den Bundeswehr-
universitäten in Hamburg und München haben das
getan . Dr. Jürgen Schnell, Generalleutnant a. D . ,
heute Professor für Militärökonomie an der Univer-
sität der Bundeswehr in München, kommt in einer
Studie zu folgendem Ergebnis :

»Eine Freiwilligen-Bundeswehr, die etwa die
gleiche Leistungsfähigkeit wie die 2 5 0 . 0 0 0-Wehr-
pflicht-Bunde swehr hat und ca. 2 3 2 . 0 0 0 Freiwilli-
ge umfasst, verursacht j ährlich mindestens 1 , 5
Milliarden Euro geringere fiskalische Ko sten . Je
nach Variation der Parameter ist eine Senkung der
fiskalischen Ko sten bis zu 3 Milliarden Euro zu er-
warten . «

8)

Finanzminister Steinbrück könnte also j ede s
Jahr eineinhalb Milliarden Euro weniger für den
Verteidigungshau shalt veranschlagen, wenn die
Bunde swehr b ei gleicher Leistungsfähigkeit von
einer Wehrpflichtarmee auf eine Freiwilligenar-
mee umge stellt werden würde . Profe ssor Schnell
b ezeichnet »die ökonomische Effizienz dieser Frei-
willigen-Bundeswehr um ca. 7 % höher, wob ei Pro-
fessionalisierungsgewinne no ch nicht eingerech-
net sind . « Und er fügt in der Schlussb emerkung sei-
ner Untersuchung hinzu :

»Die Studienergebnisse sind weder als ein Plädo-
yer für die Wehrpflicht noch als ein Plädoyer gegen
die Wehrpflicht zu verstehen . Ihre Ab sicht ist es ,
zur Transp arenz der Konsequenzen von Alternati-
ven beizutragen .

D eutlich wird allerdings , dass eine Freiwilli-
gen-Bundeswehr mit etwa der gleichen Leistungs-
fähigkeit wie die 2 5 0 . 0 0 0-Wehrpflicht-Bundes-
wehr geringere Ko sten verursacht (− 1 , 5 bis − 3
Mrd . Euro) . Wer die ge sellschaftspolitische B edeu-
tung der Wehrpflicht und der mit ihr verbundenen
po sitiven weichen Faktoren ho ch bewertet, wird
b ereit sein, diese Ko sten als gerechtfertigt anzuse-
hen . Umgekehrt werden diej enigen, die diese ge-
sellschaftspolitische B edeutung eher gering b e-
werten und die sicherheitspolitische Aufgab e der
Bunde swehr auch wegen der knappen Haushalts-
mittel als das allein we sentliche Kriterium anse-
hen, zu einer gegenteiligen Auffassung kommen .
S ache aller Bürger ist es , hierüb er zu entschei-
den . «

9)

E s ist also an uns, zu entscheiden, dass wir trotz
der Haushaltsprobleme , die der Bund heute hat, 1 , 5
Milliarden Euro mehr ausgeb en, obwohl wir die
gleiche Leistung eben auch wesentlich günstiger
einkaufen könnten .

Und nun zum zweiten Stichwort, das in dem In-
terview eine Rolle spielt : »International üb ernom-
mene Aufgab en« , die mit einer Freiwilligenarmee
nicht mehr erfüllt werden könnten . D azu sind zwei
Hinweise nötig: Grundwehrdienstleistende sind
an Au slandseinsätzen nicht b eteiligt. Gesetzlich ist
das zwar nicht verb oten, ab er vom Verteidigungs-
minister so angeordnet. Ihre Zugehörigkeit zur
Truppe ist zu kurz, als dass sie ins Ausland ge schickt
werden könnten . Und ihre Aufgabenwahrneh-
mung im Rahmen der Unterstützungsleistungen
für die Au slandseinsätze liegt b ei hö chstens 5 % ,
selb st wenn alle Grundwehrdienstleistenden aus-
schließlich für die se Unterstützungsleistungen ein-
gesetzt würden . D aran kann e s wohl kaum liegen,
ob die internationalen Verpflichtungen der Bun-
deswehr wahrgenommen werden können .

Ab er auch aus einem anderen Grunde ist der
Hinweis de s Verteidigungsministers sachlich
falsch. Die 1 , 5 Milliarden Euro günstigere Freiwilli-

1 0
I I / 2 0 0 6

7) Neue Os nab rücke r Z e itung vo m 0 8 . 0 3 . 2 0 0 6 , S eite 4

8) Pro f. D r. Jürge n S chnell, G e neralleutnant a. D . , Lehrs tuhl für Si-
che rhe its- und Militäröko no mie an der Unive rs ität de r Bunde s-

wehr München; »Zur Re fo rm de r Bunde swehr aus öko no mis cher
Sicht« , Juni 2 0 0 4

9) eb end a
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genarmee hat die gleiche Leistungsfähigkeit wie
die j etzige Wehrpflichtarmee . Gleiche Leistungsfä-
higkeit heißt eb en : Alle Aufgab en, die im Rahmen
der j etzigen Wehrpflichtarmee wahrgenommen
werden, können auch mit der Freiwilligenarmee
erfüllt werden .

»Welchen Sinn hat die Wehrpflicht heute« fragt
unsere Veranstaltung. Auch an dieser Stelle gibt es
eine eindeutige Antwort : Haushaltsmäßig macht
die Wehrpflicht gar keinen Sinn – im Gegenteil : Sie
verschwendet Steuergelder.

Wehrpflicht und Landesverteidigung

Mit dem Stichwort »Lande sverteidigung« kom-
men wir zu dem, um das es b ei der Wehrpflicht ei-
gentlich geht. Alle M änner de s Landes erhalten eine
militärische Grundausbildung, damit sie im Falle
eines militärischen Angriffs von Außen schnell zu
den Waffen gerufen werden können und in der La-
ge sind , die Heimat zu verteidigen . So kann man –
mit schlichten Worten – die Funktion der Wehr-
pflicht b eschreib en . Andere hab en das sehr viel
eleganter ausgedrückt, so zum B eispiel der frühere
Präsident des Bunde sverfassungsgerichts und sp ä-
tere Bundespräsident Roman Herzog . Er sagte
1 9 9 5 auf der Kommandeurstagung der Bunde s-

wehr :
»Die Wehrpflicht ist ein so tiefer Eingriff in die

individuelle Freiheit des jungen Bürgers , dass ihn
der demokratische Rechtsstaat nur fordern darf,
wenn e s die äußere Sicherheit des Staates wirklich
gebietet. Sie ist also kein allgemeingültige s ewiges
Prinzip , sondern sie ist auch abhängig von der kon-
kreten Sicherheitslage . Ihre B eib ehaltung, Au sset-
zung oder Ab schaffung und eb enso die D auer des
Grundwehrdienstes müssen sicherheitspolitisch
b egründet werden können . Ge sellschaftspoliti-
sche , historische , finanzielle und streitkräfteinter-
ne Argumente . . . werden im Gespräch mit dem Bür-
ger nie die alleinige B asis für Konsens sein können .
Wehrpflicht glaubwürdig zu erhalten heißt also zu
erklären, we shalb wir sie trotz de s Wegfalls der un-
mittelb aren äußeren B edrohung immer noch b e-
nötigen . «

10)

Wie hab en e s die Regierungsp arteien im Ko aliti-
onsvertrag b egründet, als sie im Rahmen der Regie-
rungsbildung b eschlo ssen hab en, an der Wehr-
pflicht fe stzuhalten?

»Die Bunde sregierung bekennt sich zur Allge-
meinen Wehrpflicht. Die se Dienstpflicht ist nach
wie vor die b este Wehrform . Sie b estimmt Entwick-
lung und Selb stverständnis der Bunde swehr und
dient der Verklammerung zwischen Streitkräften
und Gesellschaft. «

1 1 )

Wer eine sicherheitspolitische B egründung er-
wartet hat, wird enttäuscht. Kein Wort zur sicher-
heitspolitischen Notwendigkeit der Wehrpflicht.
Vermutlich spiegelt der Ko alitionsvertrag das wi-
der, was die Verhandlungsp artner im Kopf hatten
und hab en : Eine sicherheitspolitische B egründung
für die Wehrpflicht gibt e s nicht mehr.

D er Ko alitionsvertrag spiegelt auch wider, was
in der letzten Legislaturperio de von allen Parteien
im Bunde stag be schlo ssen wurde . Im Verteidi-
gungsfall will man auf die Wehrpflicht gar nicht
mehr zurückgreifen

1 2)

. Kein Militärplaner auf der
Hardthöhe rechnet heute noch mit Re servisten, die
früher einmal den Grundwehrdienst gemacht ha-
b en . Ich kann einfach fragen : Wer von den Män-
nern in diesem Raum ist verheiratet, lebt in einer
eingetragenen Leb ensp artnerschaft o der ist Vater?
Wir – mich einge schlo ssen − sind alle vom Wehr-
und Zivildienst im Verteidigungsfall b efreit. Frei-
willig können wir uns natürlich melden . Ab er zur
Lande sverteidigung verpflichten will uns niemand
mehr. Im letztenJahr hat der Bundestag das aufVor-
schlag der rot-grünen Bundesregierung so b e-
schlo ssen – übrigens ohne Widerspruch von der
CDU/C SU.

Ob e s zulässig ist, eine Wehrpflicht durchzufüh-
ren, der e s gar nicht mehr um die Vorsorge für den
Verteidigungsfall geht, wird eine der Fragen sein,
um die es in Zukunft vor dem Verfassungsgericht si-
cher no ch gehen wird . D as Votum de s ehemaligen
Präsidenten des Bunde sverfassungsgerichts wür-
de j edenfalls eindeutig ausfallen .

Auf den Punkt gebracht kann man e s so formu-
lieren : D er Bunde stag hat auf Anregung des Vertei-
digungsministeriums den deutschen Junggesellen
die Verteidigung von Haus und Hof, von Frau und
Kind , üb ertragen . Wir Ehemänner können e s uns
auch im Kriege auf dem heimischen Sofa b equem
machen . Und die Jungge sellen können im Kriege
entscheiden, ob sie tatsächlich in den Schützengra-
b en wollen o der lieb er mit einem anderen Einb eru-
fenen zum Standesamt gehen, um sich als »Leb ens-
p artnerschaft« eintragen zu lassen .

Stellen wir uns am Ende die ses Kapitels auch
wieder die Frage : Welchen Sinn hat die Wehr-
pflicht heute ? Ihren sicherheitspolitischen Sinn
hat die Wehrpflicht eb enfalls verloren .

Wehrpflicht und künftige Kriege

Wir hab en an den verschiedenen Punkten ge se-
hen, dass die Wehrpflicht nicht mehr zu b egrün-
den ist. Sie hat heute keine Funktion, keinen Sinn
mehr. D enno ch halten die Politiker so vehement an
ihr fest. Warum?

1 0) Ro man H erz og, Ans p rache anl ässlich d er Ko mm andeurtagung
de r Bund eswehr vo m 15 . 1 1 . 19 9 5

1 1 ) Ko alitio nsvertrag zwis che n CDU, C SU und SPD vo m 1 1 . 1 1 . 2 0 0 5 ,
Kap itel »IX. D euts chl and als verantwo rtungsb ewus s te r Partner in
Euro p a und d er Welt« unte r de r Üb ers chrift »D ie Bund eswehr als
Ins trume nt n atio n ale r und inte rn atio n ale r Sicherheit« , S e ite 15 4 .

1 2 ) § 4 Wehrp flichtges e tz : »D er auf Grund der Wehrp flicht zu leisten-
de Wehrdie ns t umfas st 1 . de n Grundwehrdienst, 2 . Wehrübun-
gen, 3 . im Verte idigungs fall de n unb e fristete n Wehrdie nst. «

§ 1 1 Wehrp flichtge s e tz : »Vo m Wehrdiens t sind Wehrp flichtige auf
Antrag zu b efre ie n, die verheiratet sind, eingetrage ne Leb ens p art-
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Lange Zeit bin ich davon ausgegangen, dass die
Schwerfälligkeit de s Systems dafür verantwortlich
ist. Auf der politischen Seite sind e s die alten Poli-
tikrepräsentanten, die während des kalten Kriege s
für die Wehrpflicht eingetreten sind und nun nicht
mehr umdenken können . Auf der militärischen Sei-
te sind es die Häuptlinge , die viele einfache India-
ner brauchen, um Häuptlinge , um also Komman-
deure , Generale usw. bleib en zu können . Auf der zi-
vilen Seite sind e s die Bürgermeister, die B äcker,
die Handwerker, die Imbiss- und Kneipeninhab er,
die auf die vielen Standorte nicht verzichten wol-
len . Viele Soldaten geb en nämlich auch viel staatli-
che s Geld aus . Aber all das erklärt letztlich nicht die
Hartnäckigkeit, mit der CDU/C SU und Teile der
SPD an der Wehrpflicht fe sthalten .

Manche – vor allem Politiker aus der SPD – ver-
weisen darauf, dass die Wehrpflicht die Politiker
bremse , sich in militärische Ab enteuer zu stürzen .
D as Parlament fürchte eb en die Reaktionen der Fa-
milien, wenn Wehrpflichtige in kriegerische Ausei-
nandersetzungen geschickt und dab ei getötet wür-
den . Faktisch ist das zurzeit natürlich nicht richtig .
Wir hab en zwar eine Wehrpflichtarmee , Wehr-
pflichtige nehmen ab er an Au slandseinsätzen gar
nicht teil . D adurch kann die deutsche Außenpolitik
mit militärischen Mitteln also im Augenblick nicht
beeinflusst sein .

O der do ch? Ich vermute , dass das vehemente
Festhalten an der Wehrpflicht genau hier seine Ur-
sache hat. Und zwar im gegenteiligen Sinn . Die
Wehrpflicht verhindert keine militärischen Ab en-
teuer, die Wehrpflicht ermöglicht sie erst, j a, er-
leichtert sie sogar.

Die aktuelle Diskussion in den USA um die Wie-
dereinführung der Wehrpflicht lässt die deutsche
Diskussion um die B eib ehaltung o der Ab schaffung
der Wehrpflicht in einem neuen Licht erscheinen .
Mit dem völkerrechtswidrigen Krieg gegen den
Irak, mit dem Chao s, das dieser Krieg angerichtet
hat und weiterhin anrichtet, sind die Freiwilligen-
bewerbungen für die US-Army zurückgegangen .
Die Bürger eine s Landes re agieren sensib el auf das ,
was die Regierung tut. Wenn etwas falsch ist, sind
immer weniger Bürger bereit, das mitzutragen .
Diese s spiegelt sich natürlich auch in den Freiwilli-
genb ewerbungen für die Armee wider. Die Einfüh-
rung der Wehrpflicht würde dieses Problem lö sen .
D ann kommt es nicht mehr auf Freiwillige an . D ann
werden Soldaten einfach rekrutiert und zwangs-
weise in die Kriege geschickt.

Ist das vielleicht der Hintergrund für das b eharr-
liche Fe sthalten an der Wehrpflicht in D eutsch-
land ? Will sich die Regierung die Optionen offen
halten, sich vielleicht do ch an der Seite der USA in
einen Krieg gegen den Iran zu b egeb en? Ohne ein
Wehrpflichtsystem im Rücken könnte es personell

schnell eng werden . Mit dem Instrumentarium der
Wehrpflichtorganisation lassen sich aber die nöti-
gen Soldaten zwangsweise rekrutieren . D er Nach-
schub ist quasi ge sichert. Mit der Re ssource
»Mensch« muss dann nicht mehr so sorgsam umge-
gangen werden . Und bis zur nächsten Wahl lassen
sich die Werb e agenturen, die Kriegsgründe mas-
sengerecht erfinden und aufarb eiten, schon etwas
einfallen .

E s ist natürlich Spekulation, ob die Motive der
Wehrpflichtb efürworter – und damit meine ich
j etzt nicht die B efürworter, die ihre Po sition von
der eigenen schönen Zeit b ei der Bunde swehr ab-
leiten – tatsächlich in diesem B ereich liegen . D a
ab er alle S achargumente gegen das Festhalten an
der Wehrpflicht sprechen, bleibt fast nur no ch die-
ser Schluss .

Auch am Ende die se s Ab schnitts wieder die Fra-
ge nach dem heutigen Sinn der Wehrpflicht. Die
Wehrpflicht könnte den Sinn hab en, dass Bundes-
regierung leichter Krieg führen kann .

Diese Schlu ssfolgerung ist nicht auf die leichte
Schulter zu nehmen . Wir mü ssen uns immer vor
Augen halten, dass b ei einem anderen Wahlaus-
gang im Jahre 2 0 02 (b ei der vorletzten Bundestags-
wahl) die Bundeswehr heute im Irak stationiert wä-
re .

Kommen wir j etzt zum letzten Punkt meine s
Vortrags , der nicht mehr nach dem Sinn der Wehr-
pflicht fragt, sondern fragt, ob die heutige Wehr-
pflicht no ch mit dem Grundge setz in Einklang
steht. E s geht um

Wehrpflicht und Gerechtigkeit

»E s kann nicht länger verantwortet werden, dass
weniger als die Hälfte der jungen Männer Wehr-
o der Zivildienst leisten . «

1 3)

sagte Verteidigungsmi-
nister Franz-Jo sef Jung in einem Interview mit der
»Welt« . Obwohl es um die »Allgemeine Wehrpflicht«
geht, mu ss der Minister die Zivis schon dazuneh-
men, um auch nur halbwegs in die Nähe des B e-
griffs »die Hälfte« zu kommen .

Die tatsächlichen Zahlen sehen so aus : Nehmen
wir das Jahr 2 0 0 6 . D er zugehörige Geburtsj ahr-
gang 1 9 8 8 hat mit aktuellem Stand 45 5 . 3 5 8 Männer.
5 9 . 3 0 0 werden für den Grundwehrdienst und den
freiwillig verlängerten Wehrdienst gebraucht. D as
heißt im Umkehrschlu ss : 39 0 . 0 0 0 Männer werden
nicht für den Wehrdienst gebraucht. Nur no ch 1 3 %
vom Jahrgang können zum Wehrdienst herangezo-
gen werden . Selb st wenn der Minister, wie j etzt an-
gekündigt

14)

, 4 . 0 0 0 Wehrpflichtige mehr einberu-
fen will, steigt der Anteil am Jahr von 1 3 % auf
1 3 , 8 % . Einen sub stanziellen Unterscheid macht
das nicht.

1 0
I I / 2 0 0 6

ne r s ind o de r die elte rliche S o rge geme ins am o d er als Alle inerzie-
he nde r ausüb en . «

1 3) »D as E nde de r Fahnenstange is t e rre icht« , in : D ie Welt vo m
2 6 . 1 1 . 2 0 0 5

14) »Jung will tro tz Geldno t mehr Wehrp flichtige einziehe n« in : D ie
Welt vo m 0 9 . 0 3 . 2 0 0 6
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1 4 0 . 4 0 0 Männer werden mehr o der minder frei-
willig andere Dienste leisten, die auf die Wehr-
pflicht angerechnet werden . D azu gehören auch
die Zeitsoldaten, die ohne vorher Wehrdienst zu
leisten direkt in den Bundeswehr gehen, Polizisten,
Zivil- und Katastrophenschützer und die Zivis .

Über 2 5 0 . 0 0 0 werden keinen Dienst mehr leis-
ten (können) .

Ist eine so organisierte »Allgemeine Wehr-
pflicht« üb erhaupt mit unserer Verfassung in Ein-
klang zu bringen?

Nach Artikel 1 2 a Grundgesetz hab en Parlament
und Regierung freie Hand , die militärische Lande s-
verteidigung durch eine Wehrpflicht- o der durch
eine Freiwilligenarmee zu organisieren . D as Bun-
de sverfassungsgericht hat sich dazu schon 1 978 ge-
äußert :

»Die von der Verfassung geforderte militärische
Lande sverteidigung kann auf der Grundlage der
allgemeinen Wehrpflicht, aber – sofern ihre Funk-
tionsfähigkeit gewährleistet bleibt – verfassungs-
rechtlich unb edenklich b eispielsweise auch durch
eine Freiwilligenarmee sichergestellt werden . Die
allgemeine Wehrpflicht ist Ausdruck des allgemei-
nen Gleichheitsgedankens . Ihre Durchführung
steht unter der Herrschaft des Artikels 3 Ab satz 1
Grundge setz . «

15)

Konkret geht es dab ei um das »Verfassungsgeb ot
der staatsbürgerlichen Pflichtengleichheit in Ge-
stalt der Wehrgerechtigkeit« , dem »nicht schon da-
durch genügt [wird ] , dass die Wehrpflichtigen ent-
weder zum Wehrdienst oder zum Ersatzdienst he-
rangezogen werden . «

16)

Wehrgerechtigkeit kann
nicht einfach dadurch herge stellt werden, dass in
b eliebiger Zahl Ersatzdienstplätze geschaffen wer-
den, um M änner üb erhaupt in einen Dienst zu brin-
gen . B eurteilungsentscheidend sind die heutigen
1 3 % der Männer eine s Jahrgangs , die noch einb e-
rufen werden können .

Im Sommer 2 0 04 hatte das Bunde sverfassungs-
gericht im Rahmen einer Eilentscheidung quasi da-
zu eingeladen, die Frage der Wehrgerechtigkeit
do ch einmal in einem Hauptsacheverfahren vorzu-

legen . D as Verwaltungsgericht Köln hat die se Einla-
dung angenommen, drei Einb erufungsb e scheide
ausgesetzt und die Verfahren dem Bundesverfas-
sungsgericht vorgelegt mit der Frage ; ob die neu ge-
schaffenen Wehrdienstausnahmen mit dem Geb ot
der Wehrgerechtigkeit vereinb ar sind

17)

.

D er Bundestag hatte nämlich im Oktob er 2 0 04
neue Tauglichkeitsregelungen b eschlo ssen . Die
Zahl der Untauglichen, die 1 9 9 5 no ch b ei 1 2 % lag,
ist auf 3 6 %

18)

verdreifacht worden . Nun gilt: Wer
kifft, darf nach dem Abitur sofort studieren, wer
keine weichen Drogen konsumiert, muss erst ein-
mal zur Bunde swehr o der in den Zivildienst. Wer
eine Zahnsp ange o der rep araturb edürftige Zähne
hat, muss sich um seinen Arb eitsplatz keine Sorgen
machen, er wird nach der Lehre nicht einb erufen .
Wer gegen Sellerie allergisch ist – untauglich, wer
auf Wespenstiche re agiert – untauglich.

Wenn Sie j etzt meinen, dass kiffende Jugendli-
che do ch wohl nicht mit der Freistellung vom
Dienst b elohnt werden dürften, hab en Sie natür-
lich Recht. Aber ändern kann man das nicht. D ann
gäbe es wieder zu viele Taugliche . »Am Morgen ein
Joint und Jung ist dein Freund« , heißt die neue D e-
vise . Jeder Kiffer steigert die Zahl der Untauglichen
und damit die Zahl derer, die die Wehrpflicht ge-
rechter au ssehen lassen .

Trotz der hohen Untauglichkeitsquote bleib en
rund 1 2 0 . 0 0 0 für die Bundeswehr übrig und könn-
ten einb erufen werden . Nicht einmal j eder zweite
wird aber tatsächlich gebraucht.
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15 ) Bund esverfassungsgericht, 2 BvF 1/77 u . a. , Urte il vo m 1 3 . 0 4 . 1978 ,
Leits ätz e 1 und 2 . Artikel 3 Ab s atz 1 Grundge s e tz l autet : »Alle M e n-
s che n sind vo r de m G es e tz gle ich . «

1 6) Bund esverfassungsgericht, 2 BvF 1/7 7 u . a. , Urteil vo m 1 3 . 4 . 1978 ,
Leits atz 6 .

17) Ve rwaltungsge richt Köln, B e s chlus s vo m 15 . 0 4 . 2 0 0 5 (8 K
8 5 6 4/0 4) , im Inte rnet unter www. z e ntrals telle − kdv. de/aktu-
ell3 6 . htm

1 8) Antwo rt de s Parl amentaris che n Staatss ekre tärs D r. Frie db e rt Pflü-
ger vo m 2 1 . 0 2 . 2 0 0 6 zu Frage 2 in de r kleine n Anfrage »Ums e tzung
de r Wehrp flicht im J ahre 2 0 0 5 « (BT-D rs . 1 6/76 0)
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Wie können die heutigen Wehrpflichti-
gen mit dieser Situation umgehen?

D as Zaub erwort heißt : Abwarten . Abwarten, ob
man überhaupt gebraucht wird . Nur j eder Achte
kann no ch einb erufen werden . Sieb en haben also
Glück und werden nicht mehr gebraucht. D a sich
ein Teil der »Achten« auch no ch freiwillig meldet,
ist die Chance auf die tatsächliche Einb erufung so-
gar noch kleiner. Selb st dann, wenn man schon
tauglich gemustert ist, b esteht immer no ch eine
Chance von 5 0 % , nicht gebraucht zu werden .

Gut 4 4 0 . 0 0 0 Männer hab en die Jahrgänge zur-
zeit. Die Musterungskap azitäten in den Kreiswehr-
ersatzämtern sind auf 3 60 . 0 0 0 Musterungen b e-
grenzt. 8 0 . 0 0 0 fallen schon vorweg rau s . Sie erhal-
ten nie eine Einladung zur Musterung .

Wenn die Ladung zur Musterung kommt, ver-
lässt j eder Dritte das Kreiswehrersatzamt als Un-
tauglicher. Ein bisschen gilt hier: Man muss nur ge-
nau genug hinsehen, dann findet sich ein Grund ,
als untauglich einge stuft zu werden .

Wir haben die Erfahrung gemacht, dass Kriegs-
dienstverweigerer eher als tauglich eingestuft wer-
den als Wehrdienstwillige . D e shalb gilt: Nie vor Ab-
schluss des Musterungsverfahrens einen KDV-An-
trag stellen .

Von den Tauglichen, die nach Abzug aller weite-
ren Wehrdienstausnahmen für den Grundwehr-
dienst zur Verfügung stehen, wird nur j eder Zweite
einb erufen . Also kann man abwarten, ob man zu
den 5 0 % der Verfügb aren gehört, die einen Einb e-
rufungsb e scheid b ekommen .

Wenn der Einb erufungsb escheid zum Wehr-
dienst kommt, kann man immer no ch verweigern .
D er Einb erufungsb e scheid kommt üblicherweise
3 Monate vor dem vorgesehenen Wehrdienstan-
tritt. D as Anerkennungsverfahren für Kriegsdienst-
verweigerer – inzwischen ein rein schriftliche s
Verfahren – dauert etwa zwei Wo chen, längstens
drei Wo chen . E s ist praktisch garantiert, dass man
vor dem Wehrdienstantritt no ch anerkannt wird .
D er Einb erufungsbe scheid zum Wehrdienst wird
dann aufgehoben und es beginnt die Einplanung
für den Zivildienst.

B is die Bundeswehr sich meldet, sollte j eder sei-
nen eigentlich b e ab sichtigten Studiums-, Au sbil-
dungs- o der b eruflichen Weg gehen und so tun, als
ob es die Wehrpflicht gar nicht gibt.

Wer freiwillig Dienst leisten mö chte , kann das
natürlich tun . Wie ich in meiner Vorb emerkung
schon ge sagt hab e , Engagement für die Gesell-
schaft ist lohnenswert. D as gilt für b eide Seiten . Die
Gemeinschaft profitiert eb enso davon wie der Ein-
zelne .

Peter To biassen ist Geschäftsführer der Zen tral-
stelle KDV. Der Text ist das Ma n uskript eines Vor-
trags bei einer Veranstaltung des Vareler Friedens-

forums am 20. März.
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Wehrpflicht-Folgen
Im Jahr 2 0 0 5 rund 1 . 10 0 Strafverfahren

2 0 0 5 hab en die Bundeswehr und das Bundes-
amt für den Zivildienst 1 . 097 Strafanzeigen we-
gen der D elikte »eigenmächtige Abwe senheit«
o der »Dienstflucht« gegen Wehrpflichtige ge-
stellt. D arüb er hinau s wurden truppenintern
672 Disziplinararreste bis zu 2 1 Tagen D auer ge-
gen Grundwehrdienstleistende verhängt.

Die Wehrpflicht kann nur durch ein rigide s
Strafsystem aufrechterhalten werden .

Wie ungeliebt die Wehrpflicht ist, zeigt auch
die massenhafte Verweigerung der Musterung −
trotz Androhung von Bußgeldern und polizeili-
cher Zwangsvorführung zur Mu sterung. Die
Bundesregierung will einerseits nicht wissen,
wie viele Wehrpflichtige sich der Musterung
verweigern . D o ch wurde andererseits im April
2 0 0 5 das Wehrpflichtge setz geändert, um die
Musterungsverweigerung zu erschweren . Die
Wehrverwaltung kann auf Grund der ge änder-
ten Rechtslage die Tauglichkeit nach Aktenlage
fe ststellen, wenn der Wehrpflichtige zuvor un-
entschuldigt der Mu sterung fernblieb und eine
polizeiliche Vorführung keinen Erfolg hatte . In
den ersten Mo naten die ses J ahre s wurden b e-
reits 1 37 Wehrpflichtige ohne j ede Untersu-
chung nach Aktenlage tauglich gemustert. Ange-
sichts von j ährlich etwa 4 0 . 0 0 0 Wehrpflichti-
gen, die nicht einmal eine Aufforderung zur
Musterung erhalten, b elegt dies die aktuelle
skandalö se Praxis der Wehrpflicht. Zehntausen-
de werden »verge ssen« , während man diej eni-
gen, die »nicht verge ssen« werden und sich der
Wehrpflicht nicht unterwerfen, mit allen Mit-
teln tauglich macht.

Die eingeleiteten Strafverfahren wegen wie-
derholter »Abwe senheit von der Truppe« rich-
ten sich in 5 69 Fällen gegen wehrpflichtige Sol-
daten und in 9 0 Fällen gegen freiwillig länger
Wehrdienstleistende . »Eigenmächtige Abwesen-
heit« liegt vor, wenn ein Dienstleistender länger
als drei Tage von der Truppe abwe send ist. D as
kann mit einer Freiheitsstrafe von bis zu drei Jah-
ren geahndet werden . Zivildienstleistende wur-
den 4 3 8 Mal wegen der strafrechtlichen Vorwür-
fe »Abwesenheit« und »Dienstflucht« angezeigt.
Dienstflucht setzt ein dauernde s Fernbleiben
vorau s und kann zu einer fünfj ährigen Freiheits-
strafe führen .

Alle Zahlenangab en sind Antworten der Bun-
de sregierung auf p arlamentarische Anfragen
der Linksfraktion im Bundestag entnommen .

A us einer Pressem itteilung der Berliner Ka m-
pagne gegen Wehrpflich t, Zwangsdienste und
Militär.


